
Karikatur: Rupert Hörbst

Mit kreativen Ideen gegen
leere Gemeindekassen

sehr hoch“, so der oö. Gemeinde-
bund-Präsident Christian Mader.
„Im Mittelpunkt steht höhere Effi-
zienz und ein sorgsamer Umgang
mit Steuergeld“, sagt IWS-Ge-
schäftsführer Gottfried Kneifel.
»Seite 4

gemeinsamem Hallenbad oder so-
gar gemeinsamer Bauverwaltung
vor den Vorhang.
„SokönnenGemeindenerhalten

bleiben,weil sie regionale Identität
stiften und zugleich ist das Spar-
potenzial durch größere Einheiten

aber politisch höchst umstritten.
Neue Ideen der Kooperation kön-
nen die Budgets entlasten, den
Bürgerservice verbessern und da-
bei die Gemeindeautonomie wah-
ren. Die IWS holt einige Beispiele
mit ausgelagerten Sportanlagen,

ImmermehrGemeinden inOberös-
terreich hängen finanziell am
Tropf. Als sogenannte „Abgangs-
gemeinden“ können sie ihre Bud-
gets nicht mehr ausgleichen und
brauchen Subventionen. Zusam-
menlegungenkönntenhelfen, sind

ZUKUNFT FÜR REGIONALFLUGHÄFEN?
Der Flughafen Linz ist in Schwierigkeiten, über Ideen zur Attraktivierung und
eine „Verländerung“ der Luftverkehrssteuer wird diskutiert. Foto: Weihbold

EU sucht ihre neue Rolle
Christoph Leitl: Europa als Garant für Stabilität und Demokratie muss eine
geopolitische Führungsrolle einfordern – wie wir mit Geist und Werten zu neuem
Optimismus finden. »Seite 2

GESUNDHEIT Über
ein Bonus-Malus
System im Gesund-
heitswesen wird
diskutiert, Gesund-
heitsreferentin
LHStv.in Haberlan-
der wünscht sich
mehr Eigenverant-
wortung der Pa-
tienten. »Seite 5

UNI-START Einen
vielversprechen-
den Start bestätigt
Prof. Bruno Buch-
berger der neuen
Linzer Digital-Uni.
Sie könne sich auch
neben JKU und FH
Hagenberg etablie-
ren. »Seite 5

VERTEILUNG Mehr
Geld vom Land für
die oö. Gemeinden
sollten die regiona-
le Wirtschaft stär-
ken, fordert SPÖ
OÖ Chef Martin
Winkler. »Seite 6

INHALT

Umverteilung im Land? F: Weihbold
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Ein Sonderprodukt der Anzeigenabteilung

Konzept für „UVP-Turbo“
mer neuen Gutachten zu stoppen“,
sagt IWS-Geschäftsführer Gottfried
Kneifel. Bürgerinitiativen sollten für
Beschwerden eine demokratische
Legitimation nachweisen müssen.
Projektwerber sollenmehrMöglich-
keiten für Ausgleichsmaßnahmen
erhalten und der Konflikt mit dem
Artenschutz soll entschärftwerden.
Weitersmüssten Investoren eine

Garantie erhalten, dass bei Einhal-
tungallerAuflagenauchtatsächlich
eine Genehmigung für ihr Projekt
erteilt werden muss. Der Vorschlag
soll in ein neues UVP-Gesetz einflie-
ßen.

Ausufernde UVP-Verfahren (Um-
weltverträglichkeitsprüfung, Anm.)
blockieren in Österreich viele große
Investitionen, vom Ausbau der
Energie-Infrastruktur über Indus-
triestandorte bis zum Verkehr. Die
IWS hat dazu ein Papier mit Vor-
schlägen für eine Straffungder Ver-
fahren erstellt, das kürzlich anWirt-
schaftsminister Wolfgang Hatt-
mannsdorfer übergeben wurde.
„Anrainer-Rechtesollennichtbe-

schnitten werden, aber es geht um
eine Bündelung von Einsprüchen an
einem frühen Punkt im Verfahren,
um später das Einbringen von im-
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Die Österreichische Schizophrenie
Wir alle wollen die Vorteile der Demokratie, aber sie ist kein Selbstläufer, sondern verlangt Engagement

bitte nicht in meiner Nachbarschaft.
Kritischer Journalismus ist wichtig,
aber dafür bezahlen - sicher nicht.
Politik ist ein „schmutziges Ge-
schäft“, aber wenn ein Problem auf-
taucht, muss ein(e) Politiker(in)
helfen.
Alle wollen wir die Vorteile der

Demokratie, aber manchen Men-
schen ist das Wählen alle fünf Jahre
schon zu viel.

Erinnerungen wachhalten
Die Erinnerung an Zeiten, in denen
Menschen im Kampf für Parlamen-
tarismus, Freiheit und Demokratie
gestorben sind, verblassen immer
mehr. Seit 80 Jahren Frieden, seit
70 Jahren Freiheit, Wohlstand und
Sicherheit in Österreich ist ja eh ein
Automatismus und Selbstläufer,
der für viele Zeitgenossen keinen
Antrieb mehr braucht.
Kein Wunder, dass auch weltweit

die offene Demokratie als staatli-
ches Organisationsprinzip immer
mehr in die Defensive gerät.
(OÖNachrichten Leserbrief vom

22.8.2025)

I mmer mehr wird vom Staat und
damit von der Politik gefordert.
Zugleich klagen wir über zu viel

Bürokratie, Beamte und zu hohe
Steuern. Es wird bei Politikern inter-
veniert, wenn es um Jobs für Kinder,
Freunde und Bekannte geht. Zu-
gleich klagen wir über Protektion
und Freunderlwirtschaft.
Es wird über das Sterben der Ge-

schäfte in den Ortszentren getrau-
ert, aber eingekauft wird im Ein-
kaufspark am Stadtrand. Viele kla-
gen über den Bodenverbrauch, aber
ein Häuschen am Waldrand wäre
schon ideal.
Lkw-Transporte sind pfui, sagen

viele, aber das Amazon-Paket muss
rasch und pünktlich ankommen. Für
mein Auto eine neue Straße, ja
überall, aber nur nicht, wo ich selber
wohne. Ich will für meine PV- oder
Windstrom-Anlage hohe Einspeise-
tarife, aber den dazu erforderlichen
Netzausbau sollen andere bezah-
len.
Jeder will sichere Pensionen, aber

Produktionsbetriebe, die Steuern
und Sozialabgaben generieren - Autor IWS-Geschäftsführer Gottfried Kneifel Foto: IWS

Christoph Leitl sieht in Europas Geschichte eine Hoffnung für die Zukunft in Demo-
kratie und Freiheit. Foto: Weihbold

Europas geopolitische Rolle:
Aktiv mitgestalten!
Hoffnung gründet auf Werten und Haltung – Europa als Garant für Stabilität

re übernehmen das Kommando und
sind standortstrategisch ebenso
wie geopolitisch eindeutig besser
aufgestellt.
Was ist zu tun? Verzweifeln oder

Hoffnung schöpfen? Aber Hoffnung
worauf? Genau darum geht es: Un-
sere Hoffnungen sind die Begabun-
gen und die Talente unserer Men-
schen, Geist und Geschicklichkeit,
Kreativitäts- und Kooperations-
kompetenz, auf der Basis unserer
äußerst mühevoll errungenen

mer als Raketen oder Drohnen. Set-
zen wir unsere Kultur dafür ein,
partnerschaftliche Vereinbarungen
mit allen anderen Teilen der Welt
abzuschließen und damit Europa in
dieser unruhigen Welt als Gestalter
sowie als stabilen und verlässlichen
Pol zu positionieren. Wer sonst
könnte das noch auf der Welt, wenn
nicht wir Europäer?
Christoph Leitl, Präsident der Eu-

ropäischen Bewegung Österreich
EBÖ und der IWS

Grundwerte und Haltungen. Unsere
Geschichte hat uns schlimme Lek-
tionen erteilt, unsere Kultur aber
auch ein wunderschönes Erbe hin-
terlassen.
Unsere Kultur ist der Stoff, aus

dem die Träume der folgenden Ge-
nerationen gemacht sind. Setzen
wir diese Eigenschaften ein, um
kreativ und innovativ zu sein und
dafür Bildung, Wissenschaft und
Forschung massiv aufzurüsten. Die-
se Dinge sind langfristig viel wirksa-

G edenkjahre sind wichtig
und wertvoll, wenn man
nicht nur zurückdenkt und
sich erinnert, sondern aus

der Vergangenheit auch Schlüsse
zieht für die Zukunft.
80 Jahre seit Kriegsende bedeu-

ten Frieden für Österreich, ein Frie-
den, den wir nicht hoch genug ein-
schätzen können und würdigen
sollten.
70 Jahre in Freiheit, auch hier

sollten wir in Dankbarkeit zurück-
denken an die Persönlichkeiten, die
dies maßgeblich bewerkstelligt und
die Chance der Geschichte genützt
haben.
30 Jahre Mitgliedschaft in der Eu-

ropäischen Union bedeuten neben
den überwiegend außerordentlich
positiven Daten und Fakten, wie z. B.
800.000 neue Arbeitsplätze, vor al-
lem unsere Eingebundenheit in die
europäische Familie, die für uns Ös-
terreicher immer auch ein geschicht-
licher Auftrag gewesen ist.
Aber was nützen die Blicke in den

Rückspiegel, wenn wir nicht auch
nach vorne durch die Windschutz-
scheibe unseres Gefährts schauen?
Die Welt ist im Umbruch, nichts was
gestern noch gültig war, hat heute
noch Bestand, Autokratie ist im
Vormarsch gegen Demokratie, Pola-
risierung steht gegen Konsenssu-
che, Intoleranz in der wechselseiti-
gen Kommunikation anstelle einer
argumentativ unterlegten wert-
schätzenden Streitkultur.
Kriege wie in der Ukraine oder in

Nahost, deren Ende nicht absehbar
ist, belasten uns. Die Vereinten Na-
tionen sind durch Blockaden im Si-
cherheitsrat gelähmt, die Europäi-
sche Union durch das Einstimmig-
keitsprinzip nicht imstande, die in
unserer Zeit dringend erforderliche
Entscheidungs- und Handlungsfä-
higkeit zu erlangen. Europa fällt
sichtbar und spürbar zurück, ande-
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SPARZWÄNGE GEMEINSAM
BEWÄLTIGEN

Wasmacht eine österreichische
Familie, wenn das Haushalts-
geld nicht reicht? Stimmt: Zu-
sammenrücken und überlegen,
wie alle miteinander die Krise
meistern können! Für den Staat
gilt das Gleiche. Es ist eine gute
österreichische Tradition, dass
Gewerkschaft und Unterneh-
mer gemeinsam an einem
Strang ziehen, auch wenn sie
manchmal dafür gescholten
wurden. Wenn es um Arbeit,
Beschäftigung, Aus- und Wei-
terbildung und um das Staats-
ganze geht, haben die Sozial-
partner immer zusammengear-
beitet. So auch jetzt: Abschluss
vernünftiger Kollektivverträge,
damit unsere Betriebe wieder
international wettbewerbsfä-
hig werden. Damit sie investie-
ren können und von der Lang-
sam- wieder auf die Überhol-
spur kommen. Die gute alte So-
zialpartnerschaft ist auch heute
die bessere Lösung für schlech-
tere Zeiten.
Ihr

Christoph Leitl
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Raschere UVP-Verfahren als Turbo
Schnellere Verfahren zur Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVP) sieht die IWS als Turbo für
Klima- und Energiewende. Österreichische
Alleingänge zu Lasten der Wettbewerbsfähig-
keit müsse man vermeiden.

Die Planung der neuen Donaubrücke Mauthausen steht geradezu symbolhaft für Verfahrens-Verschleppung, viele UVP Verfahren dauern endlos. F: Land OÖ / Geo Consult Wien

OBERBANK GD Franz Gasselsberger
Foto: Joachim Haslinger

UNABHÄNGIGKEIT
ERKÄMPFT

Hermann Bell hat 1984 die Un-
abhängigkeit der OBERBANK
durchgesetzt. 2024 hat Franz
Gasselsberger erfolgreich die
Angriffe der UniCredit gegen
die Drei Banken Gruppe abge-
wehrt. Damit bleibt die OBER-
BANK ein starker Partner für
den Wirtschaftsstandort OÖ.

„Verfahrens-TURBO“ für einen attrak-
tiven Wirtschaftsstandort Ein „Fünf-
Punkte-Konzept für raschere UVP-
Verfahren“hateineDelegationder Ini-
tiative Wirtschaftsstandort OÖ (IWS)
der Bundesregierung in Wien über-
reicht. Das Konzept wurde auf Initiati-
ve von IWS-Präsident Christoph Leitl
von einer Arbeitsgruppe aus hochran-
gigenVerfassungs- undVerwaltungs-
juristen sowie Unternehmern unter
der Leitung von Landeshauptmann-
Stv.a.D.FranzHiesl inmehrerenWork-
shops erarbeitet. „Die Verzögerung
mehrererGroßprojektedurchüberlan-
ge UVP- Verfahren nagen nicht nur an
der Glaubwürdigkeit der Politik, son-
dern beschädigen auch das Vertrauen
indieDemokratiealseffizientesstaat-
liches Organisationsprinzip“, stellte
IWS-Geschäftsführer Gottfried Kneifel
fest. Beispiele dafür seien die Donau-
brücke Mauthausen, die 110-kV-Lei-
tung von Freistadt nach Bad Leonfel-
den oder der Linzer Westring (A 26).
DurchdielangwierigenVerfahrenwer-
de dem Wirtschaftsstandort Oberös-

4. Bei Bürgerinitiativen: Zeitgemä-
ße Regelungen über ihre Bildung -
Gründung nicht „an der Haustüre“,
sondern ähnlich wie bei Volksbegeh-
ren.
5. Erleichterungen von Investitio-

nen durch mehr Flexibilität bei Aus-
gleichsmaßnahmen, um für Projekt-
werber die wesentlich verschärften
Bedingungen durch Renaturierungs-
verordnung auszugleichen.
„Es ist höchste Zeit, die Genehmi-

gungsverfahren zu beschleunigen
und das Umweltverträglichkeitsge-
setzzuvereinfachen,mitdemZiel, für
Projektwerbermehr Rechtssicherheit
und Planbarkeit zu schaffen. Konkre-
te Vorschläge gibt es jetzt genug. Die
InitiativeWirtschaftsstandort OÖ un-
terstützt denBundesgesetzgeberbei
der Umsetzung“, soHiesl und Kneifel.
Ohne Verfahrensbeschleunigung

würde der Schaden für Betriebe, Be-
schäftigte und für den ganzen Wirt-
schaftsstandort OÖ noch größer wer-
den – nach drei Jahren wirtschaftli-
cher Stagnation, in der das Land und
die Betriebe dringend Investitionen
brauchen. Wirtschaftsminister Wolf-
gang Hattmannsdorfer und ÖVP-
KlubobmannAugustWögingerdank-
ten für diese IWS-Expertise und kün-
digten an, das Konzept in den Bera-
tungen zumGesetz einfließen zu las-
sen.

1. Kumulierungsregelung nach
Vorbild des deutschenUVP-Gesetzes.
Somit eine praxisgerechte Vereinfa-
chung der UVP-Feststellung, um dem
Vertragsverletzungsverfahren zum
UVP-Gesetz entgegenzuwirken.
2. Verstärkte Anpassung an die

Aarhus-Konvention und Union-
Rechts. Somit Aufhebung der derzeit
weit überschießenden Einspruchs-
möglichkeiten zulasten der Verfah-
rensdauer.
3.BeiUmweltorganisationen:Mehr

Transparenz Offenlegung von Groß-
spenden.

terreich enormer Schaden zugefügt
und die Milliarden-Mehrkosten belas-
ten die öffentlichen Budgets sowie
beimverzögertenNetzausbaudie pri-
vaten Haushalte.
Konkret werden fünf Maßnahmen

vorgeschlagen:

IWS-Spitze bei Wirtschaftsminister Wolfgang Hattmannsdorfer mit dem UVP-Pa-
pier zu Vereinfachungsvorschlägen. F:IWS

Fünf Punkte für einen Aufschwung
am Standort Oberösterreich
Oberbank-GD Franz Gasselsberger mit Anregungen für ein neues Mindset

1) Lust auf Zukunft
Zuallererst brauchen wir ein klares
Zukunftsbild, eine Strategie, wohin
die Reise gehen soll. Das vermisse ich
aktuell, es fehlen die großen Visionen
und Ziele. Dabei ist gerade die Bud-
getmisere auch eine Riesenchance,
endlich tief greifende Reformen an-
zugehen. Viele Vorschläge liegen seit
Jahren auf dem Tisch, Föderalismus-
reform, Pensionsreform etc. Es
braucht jetztendlichdenMut,dieDin-
ge anzugehen und es der Bevölke-
rung gut zu erklären.
2) Investoren brauchen Sicherheit
und langfristige Planbarkeit
Die beste Investitionsförderung ist
ein sanierter Staatshaushalt, die
Staatsausgaben müssen unter 50 %
gedrosselt werden. Das ist ganz ein
wichtiges Signal an die Wirtschaft,
aber auch an die Bevölkerung, dass
man an den Strukturen arbeitet. Das

gibt Planungssicherheit undwird von
Investoren positiv beurteilt. Nur so
gewinnt man den nötigen Spielraum
für die notwendigen Reformen.
3)Wir müssen uns auf unsere Stär-
ken besinnen
Wir dürfen unseren Wirtschafts-
standort auch nicht kleinreden! Wir
habeneinenstabilenRechtsstaatund
damit Planbarkeit und Berechenbar-
keit. Die ganzeWelt beneidet uns um
unser gut ausgebildetes, qualifizier-
tesPersonal.DieEU istdergrößteBin-
nenmarkt derWelt, 70% unserer Ex-
porte gehen in den EU-Raum. Das ist
eine Riesenchance, die wir auch nut-
zen müssen.
4)Wir müssen alles dafür tun, dass
Unternehmenszentralen im Land
bleiben
Damit sichern wir nicht nur hochwer-
tige Arbeitsplätze, es profitiert der
gesamte Standort, die Zulieferer - ein

Commitment zur Region. Dazu gehö-
ren natürlich auch die unabhängigen,
eigenkapitalstarken Banken, denen
der Wirtschaftsstandort Oberöster-
reich am Herzen liegt, die in der Re-
gionfürdieRegionentscheidenundin
der Lage sind, dasWirtschaftswachs-
tum zu finanzieren.
5) Höchste Wertschätzung für ar-
beitende Menschen
Unser Wohlstand beruht auf Arbeit
und Leistung! Das muss wieder ins
kollektive Bewusstsein zurückgeholt
werden.
Ich bin davon überzeugt, dass die

Menschen bereit sind, mehr und län-
ger zu arbeiten, wenn sich das für sie
auszahlt. Es geht aber nicht nur um
steuerliche Aspekte. Arbeit bedeutet
Lebensinhalt, heißt Eingebettetsein
in ein soziales Umfeld und beschert
Erfolgserlebnisse. Arbeit ist nicht die
dunkle Seite des Lebens.
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Gemeindebund Präsident Bgm. Christian Mader (l.), Dir. Franz Flotzinger und IWS-
Geschäftsführer Gottfried Kneifel Foto: OÖN

ihrerseits wieder an der PV-Anlage
hängt. Sie versorgt auch die Mittel-
schule.
Eigentümer der Sportanlagen

GmbH ist zu 67 Prozent die Stadt
Schwanenstadt selbst, Anteile hal-
ten auch die lokale Sparkasse und
einige Vereine.
Neben dem Geschäftsführer mit

einer bescheidenen Aufwandsent-
schädigung kommt man mit einer
Halbtagskraft für die Reinigung
aus. Als Eismeister fungiert im Win-
ter ein Nebenerwerbslandwirt und
um den Schlittschuhverleih küm-
mert sich die Sport-Union. Der Ge-
samtumsatz der Gesellschaft liegt
bei rund 130.000 Euro pro Jahr.
Kooperiert wird in Schwanen-

stadt übrigens auch beim Volks-
schulbesuch. Hier arbeiten
Redlham, Niederthalheim, Püreth
Pitzenberg, Rutzenham und Dessel-
brunn mit Schwanenstadt eng zu-
sammen. „Ein mustergültiges Mo-
dell, wie Gemeinden effizienter
werden und ihre Kosten senken
können“, sagt IWS-Geschäftsführer
Gottfried Kneifel.

Hinter dem sperrigen Namen
„Sport- und Freizeitanlagen Gmbh“
verbirgt sich in Schwanenstadt so
eine Konstruktion. Bürgermeister
a. D. Karl Staudinger ist seit 1980
der Geschäftsführer und schafft es,
dass die Gemeinde für ein umfas-
sendes Sport- und Freizeitangebot
jährlich nur 33.000 Euro Abgangs-
deckung zuschießen muss. Dafür
bekommt man neben dem Sport-
platz auch noch eine Tennisanlage,
Sauna, im Winter eine Kunsteis-
bahn und eine große Sporthalle.
Eine Pumptrack-Bahn für den Rad-
sport wurde kürzlich um 75.000
Euro errichtet und für zehn Jahre an
die Gemeinde vermietet.
„Mit der GmbH sind wir vorsteu-

erabzugsberechtigt und die Stadt
selbst muss keine Darlehen für die
Anlagen aufnehmen“, erklärt Stau-
dinger die Vorteile. Die Gastronomie
in der Tennishalle ist verpachtet,
auch die Sporthalle kann man für
nur 40 Euro pro Stunde oder 500
für einen ganzen Tag mieten. Auf
den Hallendächern läuft eine PV-
Anlage, die den Eigenbedarf deckt
und dazu noch Strom an die Ge-
meinde um nur 10 Cent pro Kilo-
wattstunde liefert. Die Wärme
kommt von einer Wärmepumpe, die

Kooperation als
Entlastung für
Gemeindekassen
Energie- und
Infrastrukturkosten
leeren die Gemeinde-
kassen. Das müsste
nicht so sein, wie
Beispiele gelungener
Kooperationen zeigen.

GF Bgm. a. D. Karl Staudinger Foto: privat

Bgm. Bernhard Ruf, VP, aus Bad Hall
F: ÖVP Bad Hall

Fünf Gemeinden teilen
sich Amt und Schule
„fünf Plus“ im Bezirk Vöcklabruck: Gemeinsame
Verwaltung bringt Vorteile im Bürgerservice
„fünf PLUS“ gilt alsMusterbeispiel ei-
ner Gemeindekooperation in Oberös-
terreich. Oberndorf, Pitzenberg, Püh-
ret undRutzenhamhatten schon län-
ger eine Verwaltungsgemeinschaft,
2020 kam dann auch Schlatt dazu.
„Das Verwaltungszentrum für alle ist
in Oberndorf, durch mehr Mitarbeiter
ergeben sich auch mehr Amtsstun-
den und eine einfachere Organisati-
on“, sagt Gemeindebund-Präsident
ChristianMader,der selbstalsBürger-
meister von Schlatt mit an Bord ist.
Insgesamt kommen die fünf Ge-

meinden auf rund 4500 Einwohner,
für die es jetzt einen Amtsleiter und
Stellvertreter gibt. Mader sieht den
Vorteilweniger in finanziellenEinspa-
rungen als vielmehr im besseren Bür-
gerservice. Inhaltlich profitiere man

auch von der Kooperation, weil in den
Ausschüssen mehr Fachwissen zur
Verfügung stehe.
Jüngster Entwicklungsschritt ist

eine Kindergarten-Gemeinschaft mit
sieben Gruppen aus der ganzen Re-
gion:„Sonsthätte jedeGemeindeein-
zeln ihren Kindergarten ausbauen
müssen und in ein paar Jahren wäre
er dann zu groß, weil es irgendwo zu
wenig Nachwuchs gibt“, so Mader.
Im Verbund gleicht sich das eher aus
und seit Anfang September ist die
„Wolke 8“ bereits im Betrieb. „Die
meisten Kinder werden im Bus ge-
bracht, die Anfahrtswege ändern
sich kaum und mit mehr Personal
können wir auch attraktivere Be-
treuungs- und Arbeitszeiten anbie-
ten“, so Mader.

Hallenbad gemeinsam
für ganzen Bezirk
Haslach an der Mühl betreibt das ge-
meinsame Hallenbad für den ganzen
Bezirk Rohrbach. Bürgermeister Do-
minik Reisinger erklärt, wie es dazu
kam und welche Vorteile das Koope-
rationsmodell bringt.
❚Was war die Motivation für die
zusammenarbeit?
Das Hallenbad Haslach hat 40 Jahre
die Funktion als Bezirkshallenbad
übernommen. Sanierungsbedürftig
und für Haslach alleine unfinanzier-
bar, musste es 2012 geschlossen
werden. Für mich war aber klar, dass
es ein Hallenbad im Bezirk Rohrbach
braucht. Das wurde 2015 auch durch
die Bäderstudie des Landes OÖ und
eine Unterschriftenaktion mit mehr
als 3.000 Unterschriften bestätigt.
❚Welche Hindernisse mussten
überwunden werden?
Zum einen, alle Gemeinden im Bezirk
davon zu überzeugen, dass ein Be-
zirkshallenbad von der öffentlichen
Hand bereitzustellen ist. Zum ande-
ren, ein solidarisches Finanzierungs-
modell fürdieErrichtungdesBadeszu
finden.
❚ Ist diese Kooperation heute ein
Erfolg?
EswarvonAnfanganklar,dassdieses
Herzensanliegen nur mit Beteiligung

aller Bezirksge-
meinden reali-
sierbar sein
wird. Dieser
Schulter-
schluss über
Parteigrenzen
hinweg ist der
Schlüssel zum
Erfolg und in
Österreich ein-
zigartig. Unser Hallenbad ist ein Vor-
zeigeprojekt in Sachen gelebter Soli-
darität.
❚Können sie auch anderen Ge-
meinden zu Verwaltungsgemein-
schaften und Kooperationen – ge-
rade in Zeiten knapper Finanzen–
raten?
SolcheProjektemachendort Sinn,wo
es durch Effizienzsteigerung zu Kos-
tenreduktionen bei gleichbleibender
oder sogar besser Qualität kommt.
Oderandersgesagt,esdarf fürdieGe-
meindebevölkerung zu keiner Ver-
schlechterung bei der Serviceleistung
derGemeindenkommen.Ebensodarf
die in der Verfassung verankerte Ge-
meindeautonomie dadurch nicht un-
tergraben werden. Es gibt durchaus
positive Beispiele, an denenman sich
orientieren kann.

Bgm. Reisinger, SP

Baurecht aus einer Hand
für fünf Gemeinden
Vorbald10JahrenhabendieGemein-
den Adlwang, Bad Hall, Pfarrkirchen,
Rohr im Kremstal und Waldneukir-
chen beschlossen, gemeinsam die
Baurechtsverwaltung Kurbezirk Bad
Hall zu gründen. Nachdem Rohr vor
dem geplanten Beitritt 2020 den Be-
schluss revidiert hat, wurde 2023 die
Gemeinde Schiedlberg in die Verwal-
tungsgemeinschaft aufgenommen.
Während früher drei Sachverstän-

dige zu fünf Gemeinden kamen,
kommt nun ein zugeteilter Sachver-
ständiger beinahe jedeWoche. Archi-
vierte Bauakten wurden übernom-
men,aktuellekönnendieBürgermeis-
ter digital signieren.
Mittlerweile haben sowohl die Er-

fahrungen als auch eine Prüfung
durch den Landesrechnungshof ge-
zeigt,dassdieZielevoll erfülltwerden
konnten und die Baurechtsverwal-

tungKurbezirk BadHall eine kommu-
nale Erfolgsstory ist.
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LH-Stv. Haberlander für Anreizsystem beim Einhalten von Gesundheitszielen - Hotline 1450 soll Spitäler entlasten

Bonus-Malus System im Gesundheitswesen

chenden Arztrechnungen vorgelegt
werden.
Auch für Bewegung mit zweimal

wöchentlichen muskelkräftigenden
Übungen (Kurse, Seniorentanz, Lauf-
training) oder andere Maßnahmen
gibt es – in diesen Fällen aufAntrag–
einen Gesundheitshunderter.

zahlt die SVS, in der heute Bauern,
Unternehmer und Selbstständige
sowie deren Angehörige kranken-
versichert sind, auchantragslosBoni
aus. Lehner berichtet von 100 Euro,
diees fürdieVersichertengibt,wenn
bestimmte Krebsvorsorgeuntersu-
chungen gemacht und die entspre-

Versicherte einen weiteren SVS-Kun-
den zuVorsorgeuntersuchungenani-
mieren kann, heißt es in Informatio-
nen der SVS.
Der Obmann der SVS, Peter Leh-

ner, steht nach wie vor zu dieser an-
reizbasierten Lenkung. Zusätzlich
zur Halbierung des Selbstbehalts

te pro Jahr. Das heißt, ich habe drei-
einhalb Millionen Geschichten zu er-
zählen. ImniedergelassenenBereich
haben wir ähnliche Daten.“ Es gehe
darum, Doppelgleisigkeiten zu ver-
meiden und nicht dieselben Daten
mehrmals zu erheben. Der Arzt solle
sich gleich um die Behandlung küm-
mern können.

Wirkt ein Anreiz?
Ob Anreizsysteme im Gesundheits-
wesen allerdings den gewünschten
Effekt haben, wird oft angezweifelt:
In Österreich am längsten Erfahrung
mit einem Anreizsystem hat die So-
zialversicherung der Selbstständigen
(SVS). Diese stand (damals noch als
SVA)2012nacheinervomdamaligen
Wirtschaftskammer-Präsidenten
ChristophLeitl initiiertenUmfragevor
derEntscheidung,höhereBeiträgefür
die Krankenversicherung zu verrech-
nen oder weiter einen 20-prozenti-
gen Selbstbehalt bei Behandlungs-
kosten zu verlangen.
Die Mehrheit der Versicherten

sprach sich für Weiterentwicklung
des Selbstbehaltsystems aus. Diesen
können die Versicherten seither hal-
bieren, wenn sie Gesundheitsziele er-
reichen, also ihr Gewicht halten, nicht
rauchenundnichtübermäßigAlkohol
konsumieren. Chronisch Kranke und
Krebspatienten sind laut SVS von
Selbstbehalten befreit.
Auf fünf Prozent kann der Selbst-

behalt reduziert werden, wenn der

I ch bin eine Befürworterin eines
Bonus-Malus-Systems“, sagte
Gesundheitsreferentin LH-Stv.

Christine Haberlander im OÖNach-
richten-Interview. „Wenn ichEigen-
verantwortung übernehme, einen
gesunden Lebensstil pflege, ich mit
meinem Arzt Gesundheitsziele ver-
einbare und erfülle, mich an die
Überweisungskette halte, begin-
nend mit einem Anruf bei 1450,
dann soll esVorteile geben.Die kön-
nen von Beitragsreduktionen bis zu
Steuerentlastungen oder Gutschei-
nen reichen. Da sind der Fantasie
der Bundesregierung keine Gren-
zen gesetzt.“ Es zeichne sich be-
reits ab, dass im Landtagswahl-
kampf 2027 Gesundheit und lange
Wartezeiten auf Operationen ein
wichtiges Thema sein würden.
Oberösterreich ist das Bundesland

mit den wenigsten Kassenarzt-Stel-
len, 59 Ärzte fehlen und es wird wei-
ter abgebaut. Die Gesundheitskasse
muss sich stärker als Versicherung
verstehen, die den Beitragszahlern
verpflichtet ist. Die Schwäche im nie-
dergelassenenBereichhateinenAus-
bau der Spitäler von19.300Beschäf-
tigten im Jahr 2016 auf rund 28.800
im Vorjahr erzwungen.
Der Ausbau der Gesundheitshot-

line 1450 als Check-in für alle Spitä-
ler soll diese entlasten, so Haberlan-
derweiter: „Wirhabenallein inOber-
österreichs Krankenhäusern drei-
einhalb Millionen Patientenkontak-

Gesundheitsreferentin LH-Stv. Christine Haberlander tritt für Selbstbehalte und Anreize ein. Foto: Weihbold

Holpriger Start der neuen IT:U
Standort mit Symbolkraft
❚Die IT:U sucht immer noch ihren
Standort. Wie sehen Sie die Ent-
wicklung?
Der Großraum Linz hat einige hervor-
ragende Standorte. Jeder mit einem
eigenenReizundeiner eigenenChan-
ce für einen einmaligen Impuls: ge-
meinsamer Campus mit der JKU
(Stichwort: Sparen durch gemeinsa-
me Infrastruktur und kritische Mas-
se), Softwarepark Hagenberg (Stich-
wort: Dort funktioniert Forschung –
Lehre–Firmenschonseitüber30Jah-
ren.), neben demArs Electronica Cen-
ter (Stichwort: an der Donau, in der
Stadt, einmaliger Impuls für Linz, In-
teraktion mit Kunstszene), Bildung-
scampus Leonding (Stichwort: fast
unbegrenzte Entwicklungsmöglich-
keitmitausgezeichneterVerkehrsan-
bindung). Es sollte der Standort mit

4. eine systematische, intensive
weltweite Aktivität zur Anwerbung
internationaler Studierender und
Lehrender. Dass in nur zwei Jahren
eine internationale Professoren-
schaft von über zwanzig Personen
und eine Kohorte von ca. zwanzig
Doktoratsstudenten stabil steht
und sich über 300 internationale In-
teressenten für das Masterstudium
beworben haben, sind starke, nicht
selbstverständliche Erfolge, die zu
großer Hoffnung Anlass geben.
ImZentrumallerwissenschaftlich-

technischen Innovationen steht die
„mathematische Denkkraft“, auch
wenn man dieses Vokabel heute
nicht mehr gerne hört. Ob eine so
stark projektorientierte Ausbildung
auch die für Zukunftsflexibilität so
wichtige mathematisch-algorithmi-
sche Software-Spitzenausbildung
mitliefert, wird man allerdings erst
in ein paar Jahren beurteilen kön-
nen.

Team nun in zwei Jahren geleistet
hat, lässt sich durchaus sehen und
bringt auch klar erkennbare neue Im-
pulse in die oberösterreichische
Landschaft:
1. ForschungundLehre ankonkre-

ten Projekten mit der (österrei-
chischen und internationalen) Wirt-
schaft.
2.MultidisziplinaritätderProjekte,

in denen Lehrende und Studierende
mit Hintergrund in verschiedensten
Disziplinen mit Lehrenden und Stu-
dierenden mit IT-Hintergrund zu ei-
ner Innovationsgruppe verschmel-
zen.
3. ein vibrierender, jugendlicher,

internationaler Arbeits- und Lebens-
stil, derdieLehrendenundStudieren-
den in einemMagma in der Mitte der
Organisationvereint.Dieseeinmalige
Atmosphäre wird sofort spürbar,
wenn man die IT:U (in den jetzigen
provisorischen Räumen am JKU Cam-
pus) betritt.

Logischnicht, faktisch ja! Esgeht jetzt
darum,wiemandie„vomHimmelge-
fallenen“ bzw. durch den Ruf und die
bisherigeArbeitder JKUunddesSoft-
wareparks begründbaren Mittel in
der nun einmal gewählten Struktur
einer eigenständigen Universität am
besten für die Stärkung des wissen-
schaftlichen / technologischen und
wirtschaftlichen Zukunftspotenzials
Oberösterreichs, Österreichs und Eu-
ropaseinsetzt. Hier solltenicht „more
of the same“ passieren, sondern In-
halte und Organisationsformen ent-
wickelt werden, die gegenüber JKU,
Softwarepark,FH,AECetc.etwasNeu-
es bringen. Da liegt die Verantwor-
tung jetzt ganz bei der Leitung und
den Professoren der IT:U und bei der
Politik, denakademischenEinrichtun-
gen und der Wirtschaft in Oberöster-
reich, damit wir alle jetzt gemeinsam
beherzt, gemeinsam und „ohne Blick
zurück“ auf den holprigen Anfang
deneingeschlagenenWegzumErfolg
führen. Vonseiten des vonmir seiner-
zeit in Hagenberg gegründeten JKU-
Instituts RISC (Research Institute for
Symbolic Computation) z. B. finden
dazubereitsdieersten intensivenKo-
operationen zum Thema „Symbolic
Computation und KI“ mit der IT:U
statt.
❚Wenn Sie die Ambitionen vor
fünf Jahren mit dem heutigen
Stand an Lehre, Forschung und
Studierenden-Zahlen betrachten,
welches Zeugnis würden Sie der
IT:U ausstellen?
Meine Rolle sehe ichwie immer in der
Mitarbeit bei der Gestaltung der Zu-
kunft und nicht beim Ausstellen von
Zeugnissen. Der holprige Start, der
drei Jahregebrauchthat, liegtnicht in
der Verantwortungdes jetzigen IT:U-
Teams. Die Aufbauarbeit, die dieses

der größten Originalität und Impuls-
kraft für die Region und der größten
internationalen Attraktivität werden
undnicht dermit demgeringstenWi-
derstand. Das wäre wieder eine ver-
tane Chance. Das Argument der neu-
en Hochwasserschutz-Verordnung
gegen den Standort neben dem AEC
istmeines Erachtens nicht schlagend,
weilmanhiereinZeichenkünstlerisch
und technisch innovativer, geeigne-
terArchitektursetzenkönnte.Wirha-
ben ja Weltklasse-Architekten in Ös-
terreich, insbesondere Oberöster-
reich!
❚Strukturell sollte die IT:U eine ei-
genständige Universität neben
starken digitalen Kompetenzen
von JKU-Instituten und auchnoch
Hagenberg sein . Geht sich das
aus?

Bruno Buchberger Foto: Irina Scheitz

Das Siegerprojekt des Architekturwettbewerbs Foto: Kronaus Mitterer Architekten
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Paul Rübig: Daten-Eigentum in
Zeiten der KI Anwendung

traditionelle Modelle von Eigentum
und Kontrolle hinaus.
Die Zukunft hängt von unserer

Fähigkeit ab, Rahmenbedingungen
zu schaffen, die nicht nur Anreize
für die kommerzielle Nutzung bie-
ten, sondern auch ethische Grund-
sätze wahren und einen gerechten
Zugang gewährleisten.

Wem gehören Daten, die eine KI
generiert hat?
Die zentrale Herausforderung be-
steht darin, das Eigentum an Daten
im Zeitalter der KI zu definieren.
Wem gehören die von Algorithmen
generierten Daten? Wer ist für ihre
ethische Nutzung verantwortlich?
Das traditionelle Konzept des Ei-
gentums wird unscharf, wenn Da-
ten auf eine Weise aggregiert,
transformiert und genutzt werden,
die ursprünglich nie vorgesehen
war.
Die zentrale Herausforderung be-

steht darin, das Eigentum an Daten
im Zeitalter der KI zu definieren.

Menschheitsgeschichte. Dieses ex-
ponentielle Wachstum erfordert ei-
nen Paradigmenwechsel in der Art
und Weise, wie wir Daten wahrneh-
men und verwalten, und geht über

Das exponentielle Datenwachstum
verlangt neue rechtliche, ethische
und technologische Rahmenbedin-
gungen, um KI verantwortungsvoll
und fair zu gestalten. Nur durch in-
ternationale Zusammenarbeit, in-
novative Lizenzmodelle und parti-
zipative Systeme kann ein nachhal-
tiges, gerechtes Datenökosystem
entstehen.
Das ständig wachsende Datenvo-

lumen bietet sowohl beispiellose
Chancen als auch komplexe Heraus-
forderungen, die innovative Lösun-
gen erfordern. Um das Potenzial der
künstlichen Intelligenz voll auszu-
schöpfen, müssen wir uns mit kriti-
schen Fragen rund um Datenhoheit,
ethische Praktiken und globale
Handelsvorschriften auseinander-
setzen.
Daten sind in der Tat das neue Öl,

aber im Gegensatz zu Öl sind sie un-
endlich reproduzierbar und entwi-
ckeln sich ständig weiter. Alle zwei
Jahre generieren wir mehr Daten als
in der gesamten bisherigen Paul Rübig Foto: IWS

Winkler fordert mehr Geld aus dem Landhaus für die Gemeinden. Foto: Weihbold

schaftsturbo zünden. Denn genau
das brauchen wir jetzt: Mehr Aus-
gaben und Investitionen auf Ge-
meindeebene für unsere regionale
Wirtschaft!“
Winkler warnt schon jetzt vor

den demokratiepolitischen Folgen
einer verfehlten Finanzpolitik. Die
Abhängigkeit der Gemeinden vom
Land gefährde die in der Verfas-
sung verankerte Gemeindeautono-
mie. Sollte die FPÖ die nächsten
Landtagswahlen gewinnen, sieht
Winkler bis zu 300 Gemeinden in
ihrer Unabhängigkeit bedroht. Lan-
des-Subventionen wurden bisher
zu sehr „mit der Gießkanne“ ver-
teilt und hätten daher keinen nach-
haltigen Effekt.

U m die Gemeindebudgets
wird jetzt auch auf Lan-
desebene heftig gerun-
gen. SP-Obmann LR Mar-

tin Winkler fordert eine Anglei-
chung der Landesumlagen an den
Durchschnitt aller anderen Bundes-
länder, das würde pro Jahr 200 Mil-
lionen Euro mehr in die Gemeinde-
kassen spülen. Oberösterreich sei
ein wohlhabendes Bundesland,
aber bereits 2025 könnten 200 von
den 438 Gemeinden ihre Budgets
nicht mehr ausgleichen und 2026
würden es noch wesentlich mehr
sein, so Winkler.

Ausbluten der
regionalen Wirtschaft
„Die Gemeinden sind verlässliche
Partner der Betriebe im ländlichen
Raum und vergeben ihre Aufträge
überwiegend an lokale Unterneh-
men. Wer die Gemeinden kurz hält,
schadet der regionalen Wirtschaft
in Oberösterreich. Es sind lokale
Baufirmen, Zimmereien, Tischlerei-
en, Dachdecker, Elektriker und In-
stallateure, die von kommunalen
Investitionen profitieren. Auch die
oberösterreichische Firma Rosen-
bauer verdient an den Ausgaben im
Feuerwehrwesen. Ebenso profitie-
ren regionale Betriebe von den För-
derungen für Vereine“, so Winkler.

Gemeinden als
wichtige Auftraggeber
Winkler erneuert seine Forderung,
die Summe aller Landesumlagen
am österreichischen Durchschnitt
der anderen Bundesländer auszu-
richten. „Wären die Umlagen fair
gestaltet, hätten die Gemeinden in
Oberösterreich laut Berechnungen
des Zentrum für Verwaltungsfor-
schung (KDZ) jährlich über 200 Mil-
lionen Euro mehr zur Verfügung.
Mit diesen Mitteln könnten sie ihre
Aufgaben wieder aktiv wahrneh-
men und einen regionalen Wirt-

Geldnot in Gemeinden
schadet Unternehmen
200 Millionen Euro mehr pro Jahr durch Änderung der Landesumlagen

SPÖ-Landesobmann Martin Winkler
Fotos: Weihbold

Gesetze
verein-
fachen,
Energie-
wirt-
schaft
regulie-
ren, Un-
terneh-
men entlasten, das Ge-
sundheitswesen reformie-
ren und Infrastruktur aus-
bauen, dann schafft Öster-
reich den Aufschwung.“
❚ Karl Hasenöhrl, Bauunternehmer

●,,

Ich wür-
de als BK
umge-
henddas
Projekt
Donau-
brücke
Mauthausen umsetzen.
Ein positiver UVP-Be-
scheid sollte die entspre-
chende rechtsgültige
Grundlage für den ra-
schen Baubeginn sein!
Nachträgliche Einwände
sollten keinen Bauauf-
schub bringen können.“
❚ Leonhard Helbich-Poschacher,
MBA, PBH Holding Gmbh

●,,

Ein Tag als
Bundeskanzler
Die IWS hat Unternehmer gefragt,
wassiealsBundeskanzlerzuallererst
tunwürdenhierAuszügeauszweider
Antworten:

(Fotos: Weihbold/OÖN,Ludwig Pullirsch)

Quantenpower für
Oberösterreich
Quantentech-
nologien ent-
wickeln sich
zu einem zen-
tralen Treiber
für dennächs-
ten Innovati-
onsschub in
der Industrie
und eröffnen
so enormes
Potenzial für den Produktions- und
Technologiestandort Oberösterreich.
„DaherhabenwirQuantencomputing
auch als zusätzliche Schlüsseltechno-
logie in unsere oö. Wirtschafts- und
Forschungsstrategie #upperVI-
SION2030 aufgenommen. Denn wir
wollen bei diesem Zukunftsthema
ganz vorne mit dabei sein“, betont
Wirtschafts-Landesrat Markus Ach-
leitner.
Ein neues Forschungsprojekt unter

der Leitung des Software Compe-
tence Center Hagenberg (SCCH) soll
Quantencomputing aus dem Labor in
die industrielle Anwendung bringen,
etwa für komplexe Optimierungsauf-
gaben. (Foto: Land OÖ)
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LH Thomas Stelzer Foto: Land OÖ Mayrhofer

Stelzer: Luftverkehrssteuer sollte vom Bund zu den Ländern wandern

Private Investoren für Flughafen?
Ryanair-Manager Andreas Gruber

sagtedazu: „Wir begrüßen jedeMaß-
nahme, die hilft, überhöhte und
schädliche Zugangskosten in Öster-
reich zu reduzieren.“
FürOberösterreichseiderFlughafen

Linz unverzichtbar, sagt Stelzer, „als
Tor für die exportorientierte Industrie,
den Tourismus und als Standortfak-
tor“.MöglichePrivatisierung? Ineinem
Schreiben an die OÖN bringt Manfred
Zorn, IV-Mitglied und Geschäftsführer
von SMW Metallverarbeitung in Adl-
wang,einemöglichePrivatisierungdes
Flughafens ins Spiel. „Jene, die vom
Flughafen profitieren, wie die großen
Unternehmen, sollen aktiv Verantwor-
tung übernehmen“, sagt Zorn. Sie
könnten Anteilseigner werden, wenn
Stadt Linz und Land Oberösterreich
über die nächsten acht Jahre „diesen
Wegmit jeweils jährlich zweiMillionen
Eurobegleiten“.Voraussetzungseiau-
ßerdem eine öffentliche Anbindung.
Auch andere Unternehmer wären laut
Zorn schonmit an Bord.

man skeptisch. Bei der Flugabgabe
handelt es sich zudem „um eine ge-
meinschaftliche Bundesabgabe und
es fließt ohnehin ein Drittel der Ab-
gabe über die Ertragsanteile an die
Länder“. Anders sieht man den Vor-
stoß in Linz. „Wir begrüßen die Ini-
tiative von Stelzer. Ein gewisser Ge-
staltungsspielraum bei der Luftver-
kehrsabgabe würde erheblich dazu
beitragen, wieder attraktiver für die
Fluggesellschaften zuwerden“, sagt
Norbert Draskovits, Geschäftsführer
des Flughafen Linz. Ähnlich Flugha-
fen-Marketingleiter Ingo Hagedorn:
„Die Fluggesellschaften kritisieren,
dass die Luftverkehrsabgabe zu ho-
hen Standortkosten in Österreich
führt. Die Konsequenz ist, dass sich
Fluggesellschaften aus Österreich
zurückziehen und Strecken in Län-
der verlegen, in denen keine oder
eine niedrigere Luftverkehrsabgabe
eingehobenwird.“Dies isteinerheb-
licher Wettbewerbsnachteil für die
österreichischen Flughäfen.

men Regionalflughäfen absichern,
hättenaberauchdieMöglichkeit, die
Höhe der Abgabe (bis zum Verzicht
darauf) selbst festzulegen und
Wettbewerb zu ermöglichen. Laut
Statistik Austria brachte die Steuer
dem Staat zuletzt 168 Millionen
Euro ein. Im Finanzministerium ist

I nderDebatteumdieZukunftdes
LinzerFlughafensunddieFlugab-
gabe (Luftverkehrssteuer) legte

Landeshauptmann Thomas Stelzer
kürzlich einen neuen Vorschlag auf
den Tisch. „Regionalflughäfen dürfen
nichtaufderStreckebleiben.Miteiner
Verländerung der Flugverkehrsabga-
be könnten wir gezielt in die Attrak-
tivität des Flughafens Linz investie-
ren, den Wettbewerb beleben, neue
Flugverbindungen sichern und damit
den Wirtschaftsstandort Oberöster-
reich stärken“, sagte Stelzer. Er for-
dert, dass die Kompetenzen vom
Bund auf die Länder übergehen sol-
len.
Wie berichtet, stellte Ryanair we-

gen hoher Abgaben und Steuern,
Flugabgabe: zwölf Euro pro Passagier
und Flug – drei Strecken in Wien ein.
Ryanair würde in Österreich eine Mil-
liarde US-Dollar investieren, wenn die
Flugabgabe abgeschafft würde. Stel-
zers Forderung: Die Länder könnten
mit den zweckgebundenen Einnah-

Der Flughafen Linz droht in der Bedeutungslosigkeit zu versinken, Anbindung zu internationalen Flugverkehrsdrehscheiben werden immer schlechter. F: Weihbold

Immobilien: Leerstandsabgabe undMietrechtsreform
❚Sie gelten als ausgewiesener Im-
mobilienfachmann, wie lange be-
schäftigen Sie sich schon mit die-
sem Thema?
Seit 1972, als ich in einer Gemeinnüt-
zigen Genossenschaft als Hausver-
walter tätig war, und ab den 1980er
Jahren als selbstständig tätiger Bau-
träger und Bauunternehmer, wobei
ich viel Erfahrung besonders im
Wohnbauund inderWiederbelebung
von denkmalgeschützten Objekten
sammeln konnte.
❚ Es gilt als zentrales Problem im
Immobilienmarkt in Österreich,
dass so vieleWohnungen leer ste-
hen. Woran liegt das?
An den Rahmenbedingungen: einer-
seits im überbordenden Bürokratis-
mushinsichtlichMietrechtsgesetzge-
bung und andererseits in der legalen
Möglichkeit, mit Immobilien unge-
niert zu spekulieren.
❚Womüsste man Ihrer Meinung
nach ansetzen, um Leerstände
auf den Markt zu bringen?
Einerseits müsste man das Mietrecht
komplettentrümpeln, sprichdenMie-
ternundVermieternvielmehrGestal-
tungsfreiheit lassen. Andererseits
müsste eine empfindliche Leer-
standsabgabe eingeführt werden,

der öffentlichen Hand genutzt wer-
den.
❚Das Mietrecht weitestgehend
abzuschaffen und eine hohe Leer-
standsabgabe zu fixieren scheint
zu bedeuten, politisch ein ziem-
lich dickes Brett zu bohren?
Ja, klar. Erstensgehtpolitischdaseine
(Leerstandsabgabe) nicht ohne das
andere (Deregulierung des Miet-
rechts). Zweitens wäre es hier not-
wendig, rein zielorientiert vorzuge-
hen. In der Kürze könnte so eine Ziel-
setzung drei Punkte beinhalten. Ers-
tens Leerstand verringern, zweitens
denWillen der Mieter und Vermieter,
Vereinbarungen frei treffen zu kön-
nen respektieren, drittens möglichst
hohen volkswirtschaftlichen Nutzen
ziehen.
❚Das klingt trotz der politischen
Dimensionals simplesProgramm.
Gibt’s dazu schon Detailüberle-
gungen?
Dazu gibt es sehr detaillierte Überle-
gungen. Einerseits welche Punkte es
braucht, umden Schutz derMieter zu
gewährleisten, und andererseits um
die Immobilienbesitzer nicht zu ent-
eignen. Weiters gibt es auch über die
volkswirtschaftlicheWirkungBerech-
nungen.

❚Hat es auch volkswirtschaftliche
Nachteile, wenn der Wohnungs-
markt in einem so engen Korsett
steckt?
Riesige Nachteile, alleine durch die
exorbitant hohen Kosten für das
Handling des Mietrechts. Durch die
Aktivierung von Leerständen kann
die vorhandene Infrastruktur von
den Versorgungs- und Entsor-
gungsleitungen über den öffentli-
chen Verkehr bis zu den Straßen
und Gehsteigen ohne Investitionen

sollten im Sinne der Berechenbarkeit
nicht angetastet werden.
❚ Ein häufiger Streitpunkt sind
Befristungen, könnte hier ein we-
nigmehr Eigenverantwortung für
Mieter und Vermieter den Markt
in Schwung bringen?
Dasgilt nichtnur fürdieBefristungen,
sondern auch für die Miethöhe, die
Kündigungsbestimmungen, die Ver-
einbarung über die Betriebskosten,
die Wertsicherung.
❚Derzeit gilt der Automatismus,
dass Mietenmit der Inflation stei-
gen. Wie wollen Sie sicherstellen,
dass eine Deregulierung nicht zu
noch mehr Preisauftrieb führt?
Durch die Einführung einer entspre-
chendenLeerstandsabgabe.Dieshätte
neben der zur Verfügungstellung von
leer stehendem Wohnraum einen un-
glaublich hohen volkswirtschaftlichen
Effekt. Weniger Flächenfraß, mehr Sa-
nierung statt Neubau bedeutet we-
sentlich mehr Lohnanteil und weniger
Materialaufwand und damit weniger
Ressourcenverbrauch undmehr Lohn-
steuern, weniger Infrastrukturkosten
und vieles mehr. Es kann doch nicht
sein, dass in Wien alleine 80.000 bis
100.000Wohnungen leer stehen,weil
wir nicht gegensteuern.

damit reinesSpekulierenmit Immobi-
lien und vor allem mit Wohnimmobi-
lien aufhört.
❚Das Mietrechtsgesetz (MRG) ist
ja über Jahrzehnte gewachsen
mit dem Ziel, Mieter vor Übergrif-
fen der Vermieter zu schützen. Ist
es inzwischen zu komplex?
Ja diese Einschätzung hat was für
sich.DasMietrechtwurdenachdem1.
Weltkrieg imvorigen Jahrhundert vor
allem zum Schutz der Kriegerwitwen
geschaffen und wurde nicht nur bei-
behalten, sondern ist so komplex ge-
worden, dass viele Hauseigentümer
liebereinenLeerstandhinnehmenbe-
vor sie sich demMietrecht aussetzen,
und viele Investoren sich vom Woh-
nungsmarkt abwenden. Würden die
Mieter und die Vermieter für mündig
gehalten werden und könnten ihre
Mietverträge außerhalb des Miet-
rechts selbstbestimmt vereinbaren,
gäbe es keine Übergriffe von Vermie-
tern gegenüber Mietern und auch
nicht umgekehrt.
❚ Stichwort Altverträge: Sollte
manauchMietverträge, die schon
sehr langebestehen,aufschnüren
oder solltemandiese besser nicht
antasten?
Nicht antasten! Bestehende Verträge Karl Weilhartner Foto: IWS

3 Fragen an
Anton Bucek
KommRat Anton Bucek ist langjähri-
ger Flughafenfachmann und AR des
Flughafens Klagenfurt und früher
Salzburg.

❚Warum hat der Flughafen Hör-
sching Probleme?
Alle Regionalflughäfen haben über-
all in Europa Probleme: a) Die Zu-
bringerflugzeuge in der Kategorie
unter 100 Sitze wurden von größe-
ren Flugzeugen abgelöst, dadurch
ist die Auslastung zu gering. b)
Subventionen sind in der EU verbo-
ten. Die EU zerstört hier Infrastruk-
tur, die einmal aufgegeben nie
mehr aktiviert werden können. c)
Linz hat den Vorteil, dass er eigent-
lich dem Verteidigungsministerium
gehört, der zivile Flugbetrieb wird
von der Flughafenbetriebsgesell-
schaft wahrgenommen. d) Die EU
hat 27 nationale Luftlinienmono-
pole zerschlagen und 3 Systemair-
line-Oligopole sind übrig geblieben.
e) Die AUA wurde zuerst von Kreis-
ky/Streicher/Lauda schwer ge-
schädigt.
❚Geografische Lage zwischen
Salzburg, Schwechat und Bud-
weis?
Ja, ist ein Problem, aber man hat
versäumt, mit der Landestouris-
musgesellschaft rechtzeitig Inco-
ming-Urlaubsgeschäft mit Veran-
staltern zu entwickeln.
❚Welche Maßnahmen könnten
den Bestand wirtschaftlich absi-
chern?
Zunächst die Akquisition von Inco-
mig-Charter-Geschäft, eine kleine
Luftfahrtgesellschaft für Flüge in
einen Hub wie Frankfurt, Wien, Zü-
rich, Paris, Amsterdam mit Interli-
ne-Abkommen für den Zubringer-
dienst in die Systeme der Linieno-
ligopolisten finden oder gründen.
Meine Empfehlung für Linz:

Parkplatz für Linienfluggäste gra-
tis, Werbeaktion, wo nachgewie-
sen wird, dass Passagiere in Linz
beim Security Check-in verwöhnt
werden und Beschwerden nachge-
gangen wird. Besonderes Senio-
ren-Service beim Check-in und der
Sicherheitskontrolle, Linz als
„Wohlfühl-Airport“ positionieren.
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Duale Akademie als Vorbild für Österreich
Oberösterreichisches Modell als praxisnahe Alternative zu einem Studium

rufserfahrung nach der Lehrab-
schlussprüfung besteht die Mög-
lichkeit, das Validierungsgespräch
für den wirtschaftlich anerkannten
Abschluss „DA Professional“ auf
NQR-Stufe 5 zu absolvieren.
Mehr Infos unter dualeakademie.at

erhalten Betriebe unter gewissen
Voraussetzungen eine finanzielle
Unterstützung, die den Trainees ein
ansprechendes Einstiegsgehalt er-
möglicht. Starten kann man die
Duale Akademie jederzeit zwischen
Mai und Mitte Februar des Folgejah-
res, was Flexibilität für Bewerber
und DA-Ausbildungsbetriebe eröff-
net. Nach einem weiteren Jahr Be-

zentren vermittelt. Dort gelten ei-
gene Lehrpläne, die an das Niveau
der Matura angepasst wurden. Für
die fachliche Vertiefung besteht
eine Kooperation mit der FH Ober-
österreich. Ergänzend werden in
der Ausbildung auch berufsüber-
greifende Querschnittskompeten-
zen vermittelt.
Mit der „AMS 18+“-Förderung

Nach der Matura stellt sich meist
die Frage: Studium oder doch gleich
in die Praxis? „Mit der Dualen Aka-
demie hat die Wirtschaftskammer
Oberösterreich eine praxisorientier-
te Alternative zum Studium entwi-
ckelt“, erklärt WKOÖ-Präsidentin
Doris Hummer. Dieses Ausbildungs-
modell richtet sich speziell an AHS-
Maturant:innen, Studienabbre-
cher:innen sowie Berufsumstei-
ger:innen mit Matura und kombi-
niert Theorie und Praxis optimal.

471 Ausbildungsbetriebe
Doris Hummer: „313 Fachkräfte mit
Lehrabschluss sind aus der Ausbil-
dung bereits hervorgegangen. Al-
lein in Oberösterreich nutzen 471
Betriebe das innovative Ausbil-
dungsmodell, das es mittlerweile in
ganz Österreich gibt.“

Lehrpläne auf Maturaniveau
Der Großteil der Ausbildung findet
in einem der DA-Ausbildungsbe-
triebe statt. Die fachlichen Inhalte
werden in Berufsschulkompetenz- WKOÖ Präsidentin Doris Hummer F: Buchinger/WKO

Roman Obrovski, früher Chef des AMS Oberösterreich Foto: sd

fen etc. Zusammengefasst: So viel
freie Wirtschaft wie möglich und so
viel Staat wie nötig. Denn es gilt im-
mer: Alle sozialen Leistungen, die
nach demokratischen Regeln im
Parlament in Wien oder im Landtag
verteilt werden, müssen zuerst im
nationalen und harten internatio-
nalen Wettbewerb von den Betrie-
ben verdient werden. Deshalb gilt
umso mehr: Demokratie und soziale
Marktwirtschaft sind Zwillinge. Bei-
de sind Werte, die wir pflegen und
schätzen sollen. Andere Länder be-
neiden uns darum.

S oziale Marktwirtschaft nen-
nen wir unsere Wirtschafts-
ordnung, weil sie die Prinzi-

pien der freien Marktwirtschaft mit
sozialen Zielen verbindet, umWohl-
stand und soziale Gerechtigkeit zu
ermöglichen. Es gibt einerseits Pri-
vateigentum und einen freien
Wettbewerb, andererseits sorgt der
Staat durch demokratisch beschlos-
sene Gesetze für soziale Absiche-
rungen.
Beispiele dafür sind etwa die Ar-

beitslosenversicherung, Sozialversi-
cherung, Pflegegeld, Familienbeihil-

Marktwirtschaft
und Demokratie
von Roman Obrovski

Übergabe der Broschüren an der HTL Steyr. Foto: IWS Engelsberger

Gratis für oö. Schulen:
Wirtschaft kurz erklärt
Broschüre für Unterricht
In unseren Alltag drängen immer
mehr Begriffe aus der Wirtschaft,
nicht alle sind immer klar verständ-
lich und bekannt. Daher soll die Bro-
schüre „Wirtschaft – kurz erklärt”,
herausgegeben von der Initiative
Wirtschaftsstandort OÖ, Abhilfe
schaffen und einen Beitrag zum
besseren Verständnis von wirt-
schaftlichen Grundbegriffen leis-
ten.
„Ergänzend zu den bereits vor-

handenen Schulbüchern ist diese
Broschüre ein hervorragendes
Nachschlagewerk nach dem Motto:
In der Kürze liegt dieWürze“, stellte
die Steyrer HTL-Direktorin Sandra
Losbichler bei der Übernahme von
600 Büchern „Wirtschaft - kurz er-
klärt“, einer Spende der Initiative
Wirtschaftsstandort OÖ (IWS), fest.
Die Höhere Technische Bundeslehr-
anstalt in der Stadt Steyr ist mit
knapp 900 Schülerinnen und Schü-
lern sowie mehr als 120 Lehrperso-
nen eine der größten Schulen der
Region.
IWS-Geschäftsführer Gottfried

Kneifel dankte für die Verwendung
der in Kooperation mit der Bil-
dungsdirektion OÖ entstandenen
Broschüre im Unterricht: „Gerade in
diesen Tagen geht es in denMedien

mehr denn je umWirtschaft, Arbeit
und Betriebe. Wer die wirtschaftli-
chen Begriffe versteht, kann kom-
petent argumentieren und mitre-
den.“
Die Steyrer Wirtschaftsstadträ-

tin Judith Ringer unterstützt die
IWS-Aktion: „Als Wirtschaftskam-
mer-Obfrau bin ich überzeugt, dass
es in den Schulen nie genug Wirt-
schaftswissen geben kann. Die Ab-
solventInnen der HTL Steyr sind ein
wichtiger Faktor für die regionale
Wirtschaft und da ist diese Bro-
schüre eine wertvolle Hilfe im Un-
terricht.“
Eine von der Initiative Wirt-

schaftsstandort OÖ (IWS) beim In-
stitut Spectra beauftragte OÖ-Stu-
die hat ergeben, dass nicht einmal
jeder zweite Befragte etwa die Be-
griffe Gewinn (46 Prozent), Export/
Import (42 Prozent) oder Eigenka-
pital (41 Prozent) sehr gut erklären
kann. Die Broschüre „Wirtschaft -
kurz erklärt“, 96 Seiten, Universi-
tätsverlag Trauner, wird vorrangig
allen ARGE-Lehrpersonen an den
mittleren und höheren Schulen für
Unterrichtszwecke kostenlos ange-
boten.
Anforderungen via Mail unter

traxler@iwsooe.at
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